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I n h a l t : 

 
(…) Ich rufe die Tagesordnungspunkte 8 a 

und 8 b auf: 
a) Beratung des Antrags der Abgeordneten 

Ulrike Höfken, Cornelia Behm, Nicole 
Maisch, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN  

 Gentechnikfreie Regionen stärken – 
Bundesregierung soll Forderungen aus 
Bayern aufnehmen und 
weiterentwickeln 

 – Drucksache 16/10202 –  

b) Beratung der Beschlussempfehlung und 
des Berichts des Ausschusses für 
Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (10. Ausschuss) zu 
dem Antrag der Abgeordneten Ulrike 
Höfken, Cornelia Behm, Nicole Maisch, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Rahmenbedingungen für Milchmarkt 
verbessern – Faire Erzeugerpreise für 
Milch unterstützen 

 – Drucksachen 16/9601, 16/9869 –  
Berichterstattung: 
Abgeordnete Johannes Röring  
Dr. Wilhelm Priesmeier  
Hans-Michael Goldmann  
Dr. Kirsten Tackmann  
Ulrike Höfken  

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist 
für die Aussprache eine halbe Stunde 
vorgesehen, wobei die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen fünf Minuten erhalten soll. – Ich höre 
keinen Widerspruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die 
Kollegin Renate Künast für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen.  

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

In Bayern tut sich was, und in Bayern liegen die 
Nerven blank. Dass die Nerven blank liegen, 
erkennt man daran, dass in Bayern munter 
gelogen wird, dass Agrarminister Seehofer 
lügend durch das Bundesland Bayern zieht und 
dort behauptet, nicht er habe Genmais MON 810 
zugelassen, sondern die Grünen, dass munter 
Anträge gestellt werden, man am Ende aber so 
feige ist, hier nicht einmal einen CSUler ans 
Redepult zu holen und reden zu lassen, Herr 
Bleser.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Das lassen Sie mich gleich vorwegschicken. Ich 
weiß, die Nerven liegen bei Ihnen blank.  

Man sollte sich der Wahrheit wegen einmal 
ein paar Zitate anschauen. Wir haben diesen 
Antrag auch deshalb hier eingebracht, weil wir 
meinen, dass die Leute ein Recht darauf haben, 
endlich zu erfahren, wozu die CSU und die CDU 
eigentlich stehen. Zitat aus dem Februar 2007 
von Seehofer hier im Deutschen Bundestag:  

Ich habe noch keine einzige gentechnisch 
veränderte Pflanze zugelassen.  

Wahr ist: Ende 2005 hat dieser Agrarminister 
unter dieser Regierung MON 810, einen 
gentechnisch veränderten Mais, zum Anbau in 
Deutschland zugelassen. Daran gibt es nichts zu 
rütteln.  
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(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Ulrich Kelber [SPD]: Das stimmt!) 

Dazu können Sie gern etwas sagen, Herr Bleser, 
weil die CSUler sich nicht trauen. Aber mich 
interessiert gar nicht, was Sie sagen wollen;  

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das ist ein 
netter Kollege, der Herr Bleser! Der 
Herr Bleser ist gut!) 

mich interessiert, was der Minister und was die 
CSU an dieser Stelle sagt. Sie haben MON 810 
zum Anbau zugelassen; da können Sie noch so 
viel über diese oder jene Verordnung sagen. Ich 
weiß es genau; denn früher haben Sie und 
andere mich immer kritisiert, dass ich es hier 
nicht zugelassen habe. Sie werden ja wohl 
damals nicht gelogen haben, Herr Bleser.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN – Peter Bleser [CDU/CSU]: 
Ich lüge nie! Ich werde Ihnen gleich das 
Gegenteil beweisen!) 

Zweites Zitat für die, die sich fragen, was nun 
eigentlich wahr ist. Horst Seehofer am 
16. Dezember 2005, also zu der Zeit, als er 
MON 810 zugelassen hat, in der Berliner 
Zeitung:  

„Wir wollen die Gentechnik befördern.“ … 
„Das muss auch in Deutschland zulässig 
sein“, sagte der … Politiker. Bislang werde 
den Bauern der Anbau nahezu unmöglich 
gemacht. Deswegen werde er  

– Horst Seehofer – 

das von Rot-Grün beschlossene 
Gentechnikgesetz ändern.  

Daran kann man doch nichts deuteln: CSUler 
will Gentechnik fördern.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Lassen Sie mich noch ein Zitat von Josef 
Miller, dem bayerischen Landwirtschaftsminister, 
anführen, der gesagt hat: Es war Frau Künast, 
die MON 810 in Deutschland zugelassen und 
eingeführt hat. – Wahr ist: In der ersten Hälfte 
des Jahres 1998 hat in einem Gesundheitsrat in 
Brüssel der damalige Gesundheitsminister Horst 
Seehofer dem Import von MON 810 als 
Lebensmittel und als Futtermittel nach Europa 
und damit nach Deutschland zugestimmt, weil er 
die Gentechnik fördern wollte. Wahr ist: Ende 
2005 – zu diesem Zeitpunkt war er als 
Agrarminister dafür zuständig – hat Horst 
Seehofer MON 810 als Saatgut zugelassen. 
Deshalb haben die Bauern landauf, landab – 
auch in Bayern – heute das Problem, dass ihre 
Äcker und ihre Ernten verunreinigt werden durch 
MON 810, CSU-Saatgut. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Wer einmal lügt, dem 
glaubt man nicht. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP 
– Julia Klöckner [CDU/CSU]: Keiner 
glaubt Ihnen!) 

Ich glaube, die CSU hängt dem Sankt-Florian-
Prinzip an. Nach dem Interview von Horst 
Seehofer am Montag dieser Woche in der 
Süddeutschen Zeitung ist mir sofort folgender 
Spruch eingefallen: Oh heiliger Sankt Florian, 
verschon’ mein Haus, zünd’ andre an. 
(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Nein, nein! 

Sie haben das völlig falsch verstanden!) 
Genau das hat Horst Seehofer gesagt: in Bayern 
nein, woanders ja. Meine Damen und Herren, 
wenn etwas Schädliches auskreuzt und wenn 
dadurch den Bauern die Ernte verhagelt wird, 
dann passiert das in allen 16 Bundesländern der 
Republik. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Heute müssen Sie sagen, was Sie eigentlich 
wollen. In Bayern sprechen Sie von einer 
gentechnikfreien Zone. Wir haben uns die Mühe 
gemacht, alle entsprechenden Zitate von 
Seehofer, Söder und Huber aufzuschreiben. Sie 
finden sich in unserem Antrag wieder. Jetzt 
können Sie hier sagen, ob Sie die 
gentechnikfreie Zone wirklich wollen. Es reicht 
nämlich nicht, dass Sie das nur in Bayern 
beschließen. Wirklich Eindruck bei den anderen 
26 Mitgliedstaaten der Europäischen Union und 
bei der Kommission in Brüssel machen Sie, 
wenn Sie hier Manns und Frau genug sind, 
unserem Antrag, der Zitate von Ihnen enthält, 
zuzustimmen und nach Brüssel und in die 
anderen Hauptstädte die Botschaft zu schicken: 
Ja, wir wollen, dass sich die Bundesländer zur 
gentechnikfreien Zone erklären. Sagen Sie es 
hier, und ducken Sie sich nicht weg! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sagen Sie hier, dass Sie gentechnikfreie 
Zonen auch finanziell unterstützen wollen, damit 
dort regionale Tourismus- und 
Wirtschaftskonzepte entwickelt werden können! 
Machen Sie es nicht wie Ramsauer und andere 
in Traunstein, die sich dort rühmen, was sie alles 
tun. Wissen Sie, was mir an Ihrer 
Zeitungsanzeige auffiel? Erst wird ein bisschen 
an der SPD herumkritisiert – dazu kann Herr 
Kelber selber etwas sagen –, und dann heißt es: 
CSU – wir reden nicht, wir handeln. 

(Dr. Georg Nüßlein [CDU/CSU]: Jawohl, 
Frau Kollegin!) 

Jedes darin enthaltene Datum ist aus dem Jahr 
2008. Warum? Weil Sie sich 2008 sozusagen an 
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die Bürger mit Lügen heranschleimen. Aus den 
Jahren 2005, 2006 und 2007 können Sie vor 
dem Schließen der Wahllokale am Sonntag 
keine Zitate nennen, weil Sie in Wahrheit auf 
dem Schoß der Gentechnikkonzerne sitzen. 

Wenn Sie wirklich der Meinung sind, dass es 
gentechnikfreie Zonen geben soll und wenn Sie 
die Bauern an der Stelle wirklich schützen 
wollen, dann stimmen Sie dem Antrag, der auf 
Ihren eigenen Zitaten beruht, zu und eiern nicht 
herum! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Für die Unionsfraktion hat der Kollege Peter 

Bleser das Wort. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 

Ich wollte eigentlich am Anfang auf die 
Ausführungen von Frau Künast reagieren. Aber 
ich habe festgestellt, dass meine vorbereitete 
Rede exakt zu dem passt, was Frau Künast 
gesagt hat. Deswegen kann ich auf den Beitrag 
von Frau Künast im Rahmen meiner 
vorgesehenen Rede eingehen. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich habe zu Ihrem 
Redebeitrag extra schon etwas gesagt!) 

Vorher möchte ich aber Bundesminister 
Seehofer entschuldigen, Frau Künast. Er hätte 
sich dieser Debatte gestellt, aber er ist in Meißen 
bei der Agrarministerkonferenz der Länder und 
debattiert dort über den Health Check. Das ist 
sehr wichtig, deswegen kann er nicht anwesend 
sein. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Stimmt gar nicht! Das fängt 
erst heute Abend an! Jetzt fangen Sie 
nicht auch noch an zu lügen! – 
Gegenruf des Abg. Hans-Michael 
Goldmann [FDP]: Das ist aber wirklich 
unter Ihrem Niveau!) 

Jetzt aber zum Thema. Frau Künast, wir 
haben monatelang um ein neues 
Gentechnikgesetz gerungen. Wir haben mit allen 
interessierten Gruppen diskutiert und ihre 
Vorschläge geprüft. Wir haben auch die 
Wissenschaftler zurate gezogen. Wir haben 
dann ein Gentechnikgesetz verabschiedet, Frau 
Künast, das alle diese Interessen berücksichtigt. 
Dieses Gentechnikgesetz, das wir im Frühjahr 
dieses Jahres verabschiedet haben, ist eine 
Verbesserung des Gentechnikgesetzes, das Sie 
2004 unter Ihrer Federführung hinterlassen 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Zurufe vom 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Dieses Gentechnikgesetz, Frau Künast – jetzt 
sollten Sie zuhören, denn Sie können etwas 
lernen; Sie haben ja gerade von Verlogenheit 
gesprochen –, war die rechtliche Grundlage für 
die zwingende Zulassung von MON 810. Das 
wissen Sie ganz genau. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Ulrich 
Kelber [SPD]: Das ist falsch! Das ist 
nicht zwingend! – Bärbel Höhn 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Das ist 
doch totaler Quatsch!) 

– Nein. 

Warum machen Sie denn heute diesen 
Zirkus? Sie haben es mehrfach gesagt: Es ist 
Wahlkampf. Zu Ihren Versammlungen in Bayern 
kommt niemand. Deswegen belästigen Sie den 
Bundestag mit solchen überflüssigen Anträgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, Sie fordern 
gentechnikfreie Zonen, aber Sie wissen genau, 
dass dies nach EU-Recht nicht möglich ist. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das können wir doch hier 
beschließen!) 

In der EU-Freisetzungsrichtlinie heißt es, dass 
gentechnisch veränderte Produkte national 
weder verboten noch eingeschränkt werden 
dürfen. Diese EU-Freisetzungsrichtlinie, Frau 
Künast – ich muss Sie noch einmal um 
Aufmerksamkeit bitten –, haben Sie 2001 – da 
waren Sie an der Regierung – in Brüssel auf den 
Weg gebracht. Unter Stimmenthaltung der 
Bundesregierung, der Sie angehört haben, ist 
diese Freisetzungsrichtlinie damals in Recht und 
Gesetz umgewandelt worden. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Enthaltung! Das war keine 
Zustimmung!) 

– Sie haben es ermöglicht. Hätten Sie mit Nein 
gestimmt, wäre die Richtlinie nicht gekommen. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Nein! Stimmt nicht!) 

Sie haben alle Rechtsetzungen 
vorgenommen, in Deutschland und in Europa, 
die Sie jetzt selber bekämpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Julia Klöckner 
[CDU/CSU]: Das ist alles dokumentiert!) 

Das ist scheinheilig, das ist unwahrhaftig. Das ist 
ein Belügen des Wählers. Das muss hier in aller 
Klarheit gesagt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
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Was wollen Sie denn jetzt? – Bärbel 
Höhn [BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN]: 
Sie wollen doch die Gentechnik, Herr 
Bleser!) 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Kollege Bleser, gestatten Sie eine 

Zwischenfrage der Kollegin Höfken? 

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Natürlich. – Bitte schön.  

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  
Es ist die Unwahrheit, wenn Sie sagen, dass 

Sie die Gesetze verbessert haben. Sie haben 
ganz im Gegenteil die gute fachliche Praxis nicht 
zugelassen; das können die Kollegen der SPD 
hier bestätigen. Ebenso wenig – auch heute 
nicht – ist die Zulassung von MON 810 zwingend 
gewesen; diese Sortenzulassung hat Minister 
Seehofer vielmehr als erste Amtshandlung 
erteilt. 

Ich möchte Sie fragen, ob Sie wissen, was ich 
hier in Händen halte. – Dies ist Honig aus der 
Gegend um Augsburg, wo der Freistaat Bayern 
den Honig „vergiftet“, muss man sagen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Insofern muss man ganz klar sagen: Der 
Freistaat Bayern steht – – 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Kollegin Höfken, stellen Sie bitte Ihre Frage. 

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  
Wissen Sie, dass der Freistaat Bayern gegen 

die Imker und gegen diejenigen steht, die in der 
Landwirtschaft auf die Befruchtungsleistung der 
Bienen angewiesen sind? Wissen Sie auch, 
dass der Freistaat Bayern diese Imker verklagt 
und vertrieben hat? Das dokumentieren sie mit 
ihren Demonstrationen in München oder in 
Bonn. 

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Meine liebe Frau Kollegin Höfken, wir haben 

uns an dieser Stelle schon des Öfteren darüber 
unterhalten, aber ich muss diese Frage – es war 
ja eher eine Wortmeldung – zurückweisen, weil 
Sie wissen, dass Gerichtsurteile vorliegen, die 
genau festlegen, was von dem, was Sie gerade 
als Vorwurf vorgebracht haben, richtig ist und 
was nicht. Diese Urteile haben klar belegt, dass 
hier die Rechtshandlung der bayerischen 
Landesregierung richtig war. 

Im Übrigen passt auch Ihre Frage in meinen 
Redetext; ich habe das alles vorausgesehen. Sie 
haben gesagt, dass wir mit dem 

Gentechnikgesetz die gute fachliche Praxis 
festgelegt haben. Das stimmt. 

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Was für ein 
Glück!) 

Es gab bis zum Frühjahr dieses Jahres keine 
Abstandsregelungen für Mais. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben gesagt, dass wir die Forderung der 
Wissenschaft nach 50 Metern Abstand, damit 
keine Vermischung stattfindet, um den Faktor 
drei erhöhen, und haben dann 150 Meter für 
konventionellen Mais und 300 Meter für 
ökologisch angebauten Mais vorgesehen. 

Meine Damen und Herren, wir haben auch 
das Standortregister beibehalten. Man kann 
durchaus fragen, ob dies unter 
Datenschutzgesichtspunkten richtig ist. Jeder 
kann heute im Internet sehen, wo gentechnisch 
verändertes Pflanzengut angebaut wird, sei es 
Mais oder anderes. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das liegt ja nicht an Ihnen! 
Woran liegt das?)  

– Das liegt an einem Kompromiss, den wir 
gefunden haben und den wir selbstverständlich 
mittragen. Ich habe aber auch gesagt: Man kann 
sich fragen, ob das in datenschutzrechtlicher 
Hinsicht richtig ist. Aber das ist Gesetz; insofern 
kann das jeder erfahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sind Sie denn jetzt dafür oder 
dagegen?) 

Wir haben die Haftungsregel nicht verändert. 
Wir haben es dabei belassen, dass nach BGB 
gehaftet wird. Aufgrund der Abstände sind wir 
aber sicher, dass es nicht zu einem Haftungsfall 
kommen wird. 

Wir haben auch die Möglichkeit zur 
Produktunterscheidung eingeführt. Wer 
Lebensmittel mit dem Etikett „ohne Gentechnik“ 
kennzeichnen will, der kann das tun. Auch das 
war ein Kompromiss innerhalb der Koalition. Wir 
wären viel schärfer vorgegangen. Wir hätten 
auch Zusatzstoffe wie Enzyme oder Vitamine 
ausgeschlossen. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ja, ja! – Weitere Zurufe vom 
BÜND-NIS 90/DIE GRÜNEN: Oh!) 

Jetzt kann jeder entscheiden, ob er die 
Kennzeichnungsmöglichkeit nutzt oder nicht. 
Damit kann wiederum der Verbraucher 
entscheiden, ob er solche Lebensmittel kauft 
oder nicht. Das ist demokratisch. Was kann man 
denn mehr tun?  
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(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Kollege Bleser, gestatten Sie eine 

Zwischenfrage der Kollegin Kotting-Uhl? 

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Die sehen wir 
auch nicht so oft im Ausschuss!) 

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Ja, bitte. 

Sylvia Kotting-Uhl (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):  

Herr Kollege, wollen Sie mir und den anderen 
Kolleginnen und Kollegen in diesem Parlament 
bestätigen, dass Sie daran glauben, dass sich 
eine Biene freiwillig auf ein Gebiet beschränkt, 
das durch einen Abstand von 150 Metern zum 
anderen Gebiet gekennzeichnet ist?  
(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Wenn sie intelli-

gent ist!) 
Reicht dieser Abstand Ihrer Meinung nach aus, 
um dem Naturschutz Genüge zu tun?  

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Liebe Kollegin, ich glaube, ich muss doch ins 

Detail gehen. Es ist erwiesen, dass Pollen, die 
von gentechnisch veränderten Pflanzen 
stammen, inaktiv sind. Sie müssen nicht 
gekennzeichnet werden. 

(Sylvia Kotting-Uhl [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Und die Bienen?) 

Insofern gibt es keinen Grund, diese Produkte 
auszugrenzen. Aus und fertig!  

(Beifall bei der CDU/CSU – Julia Klöckner 
[CDU/ CSU]: Wissenschaftlich erwiesen!) 

Man muss diese neue Technologie einmal im 
Grundsatz beleuchten. Bei der Roten 
Gentechnik hatten wir damals eine ähnliche 
Situation: sehr viel Skepsis, sehr viel Angst und 
sehr viele Sorgen. Die Rote Gentechnik wird 
heute von allen akzeptiert. Sie ist sehr 
segensreich, weil wir damit erblich bedingte 
Krankheiten entdecken und entsprechende 
Medikamente entwickeln können. 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Kollege Bleser, es gibt weitere Wünsche nach 

Zwischenfragen.  

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Ich möchte den Gedanken gerne zu Ende 

führen; danach gerne. 
Wir haben die Weiße Gentechnik, die 

mittlerweile selbst bei den Grünen Akzeptanz 
findet; von den Linken habe ich noch nichts dazu 

gehört. Auch sie war umstritten. Ich will es 
einmal auf den Punkt bringen: 95 Prozent des 
Vitamin C, das in fast allen Nahrungsmitteln 
enthalten ist, ist gentechnisch erzeugt worden.  

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Also sind Sie doch dafür!) 

80 Prozent der Lebensmittel enthalten 
Substanzen, die aus der Weißen Gentechnik 
stammen. Das alles ist akzeptiert.  

Man kann noch weiter gehen. Auch bei der 
Grünen Gentechnik können Sie die meisten 
Nahrungsmittel heranziehen. Im 
Produktionsprozess der meisten Nahrungsmittel 
kommt Grüne Gentechnik zum Einsatz. Die 
Futtermittel aus den Vereinigten Staaten und 
Südamerika sind zu 80 Prozent gentechnisch 
verändert und werden seit zwölf Jahren in 
Deutschland, in Europa, überall eingesetzt. Sie 
alle essen diese Produkte ganz selbstver-
ständlich, wenn Sie irgendwo im Urlaub sind, 
ebenso in Deutschland.  

Hier wird Panik gemacht. Das ist das Ziel 
dieser Debatte. Das weisen wir zurück. 

(Beifall bei der CDU/CSU – Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Aber der Minister sagt doch auch, dass 
es in Bayern nicht angebaut werden 
soll!) 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Kollege Bleser, gestatten Sie weitere 

Zwischenfragen? Im Moment melden sich die 
Kollegin Höfken, die Kollegin Happach-Kasan 
und die Kollegin Kurth. 

(Hartwig Fischer [Göttingen] 
[CDU/CSU]: Machen wir doch einmal 
eine Arbeitsgruppe dazu!) 

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Frau Präsidentin, ich habe mir für heute 

Abend nichts vorgenommen. Insofern bitte, 
gerne. 
(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Dann beginnen wir mit Frau Höfken. 

Ulrike Höfken (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  
Ich denke, dass Sie bis heute nicht 

verstanden haben, worum es bei der 
Agrogentechnik geht. Es geht nicht um 
geschlossene Systeme, sondern um 
Freisetzungen.  

Wissen Sie, dass das Gericht in Augsburg 
entschieden hat, dass Honig aus dem Umfeld 
des Anbaufeldes von MON 810 nicht 
verkehrsfähig ist und auf die Sondermülldeponie 
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gebracht werden muss? Das gilt natürlich nicht 
nur für den Anbau in Bayern, sondern überall. Ist 
es tatsächlich das Ziel Ihrer Politik, die 
Erzeugung des Produktes Honig durch 
Imkereien in Deutschland völlig unmöglich zu 
machen?  

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Das kann ich kurz beantworten – Sie wollen 

auf diesem Punkt bis zum Exzess herumreiten –: 
Es gibt Gerichtsurteile, die das Gegenteil 
aussagen.  

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das braucht man hier im Parlament nicht zu 
bewerten. Ich teile Ihre Auffassung zu diesem 
Thema überhaupt nicht. 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Darf ich der Kollegin Happach-Kasan das 

Wort zu einer Zwischenfrage geben? 
(Zuruf von der CDU/CSU: Davon gehen wir 

aus!) 

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Ja. 

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP):  
Lieber Kollege Bleser, Sie haben ja schon 

dargestellt, dass die Züchtungsmethode Grüne 
Gentechnik weltweit auf 114 Millionen Hektar 
angewandt wird und dass wir alle mit den 
Produkten der Grünen Gentechnik inzwischen 
vertraut sind. Vor diesem Hintergrund ist sehr 
wohl davon auszugehen, dass sich diese 
Züchtungsmethode auch in Deutschland 
durchsetzen wird.  

Kollegin Höfken hat Ihnen den Fall eines 
Imkers aus Bayern vorgetragen, der jetzt seinen 
Honig entsorgen muss. Dem ist vorausgegangen 
– – 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Kollegin Happach-Kasan, ich muss auch Sie 

bitten, eine Frage zu stellen. 

(Hartwig Fischer [Göttingen] 
[CDU/CSU]: Frau Präsidentin, das ist 
falsch! In § 27 der Geschäftsordnung 
steht nicht, dass sie eine Frage stellen 
muss!) 

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP):  
Ich stelle auf jeden Fall eine Frage. Aber 

wenn Frau Höfken hier sozusagen 
Demonstrationsmaterial mitbringen kann, dann 
darf ich vielleicht schlicht und ergreifend sagen, 
worauf es mir ankommt. 

Sie haben zu Recht festgestellt, dass es zum 
Tatbestand „Pollen von gentechnisch 
veränderten Pflanzen in Honig“ verschiedene 
Gerichtsurteile gibt. In Brandenburg sagt man, 
es sei unerheblich, und in Augsburg kommt man 
zu dem Urteil, der Honig wäre nicht ver-
kehrsfähig. Können Sie mir erklären, warum es 
in Augsburg beispielsweise von der LfL, die ja 
den gentechnisch veränderten Mais angebaut 
hat, keinen Widerspruch gegen dieses 
Gerichtsurteil gegeben hat, das meines Erach-
tens inhaltlich in jedem Falle falsch ist? Das wird 
ja auch durch das Gerichtsurteil in Brandenburg 
bestätigt. Können Sie mir erklären, warum auch 
der Imker, der genau wusste, dass er, wenn 
dieses Gerichtsurteil Bestand hat, seinen Honig 
nicht verkaufen kann, keinen Widerspruch 
eingelegt hat? Könnte es sein, dass genau 
dieses demonstriert werden sollte, was jetzt 
demonstriert wird?  

(Zuruf von der CDU/CSU: Genau!) 

Sind Sie mit mir der Auffassung, dass der 
Freistaat Bayern für diese zusätzlichen Kosten, 
die dem Imker entstanden sind, aufkommen 
muss, weil der Freistaat Bayern es versäumt hat, 
gegen das Urteil in Augsburg Widerspruch 
einzulegen?  

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: 
Der Freistaat Bayern ist für eine 
gentechnikfreie Zone!) 

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Liebe Kollegin Happach-Kasan, Ihre 

Vermutungen kann man jetzt teilen oder nicht. 
Gerichtsurteile zu kommentieren, ist nicht 
Aufgabe des Parlaments. Ihre Vermutungen 
könnten so zutreffen. Ob das dann im Einzelfall 
so war, wage ich hier nicht letztlich zu 
bestätigen.  

Ich kann nur eines sagen – das kann man, 
glaube ich, auch an Ihrer Frage ablesen –: Die 
Grünen haben sich auf wenige Angstthemen 
beschränken müssen. Nachdem die Grünen die 
ersten Auslandseinsätze der Bundeswehr 
mitbeschlossen haben, ist ihnen das Thema 
Friedenspolitik entglitten.  

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Bei der Kernenergie gibt es in der Bevölkerung 
eine Veränderung der Meinung. Die Grüne 
Gentechnik ist das einzige Thema mit 
Verängstigungspotenzial, das man noch hat und 
woraus man politisches Kapital zu schlagen 
versucht.  

(Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Renate Künast [BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN]: Sind Sie also doch 
dafür?) 
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Insofern ist das aus wahltaktischen Gründen 
sogar verständlich. 

So, wir wollten in der Reihenfolge fortfahren. 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Kollege Bleser, ich habe jetzt noch zwei 

Zwischenfragen gesehen: die Kollegin Kurth und 
die Kollegin Behm. Lassen Sie diese Fragen 
noch zu?  

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Ich hatte nur neun Minuten Redezeit, aber das 

macht ja nichts. 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Inzwischen haben Ihnen die Kolleginnen fast 

zur Verdoppelung Ihrer Redezeit verholfen. – 
Kollegin Kurth. 

Undine Kurth (Quedlinburg) (BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN):  

Herr Kollege, ich möchte Sie jetzt fragen – der 
Minister kann ja nicht anwesend sein; Sie haben 
ihn entschuldigt –, ob Sie mir, nachdem Sie 
dargelegt haben, dass die Risiken der Grünen 
Gentechnik abschätzbar sind und dass man sie 
beherrschen könne, erklären können, warum der 
Herr Minister dann vor wenigen Tagen in der 
Süddeutschen Zeitung verkündet hat, dass er 
durchaus für die Gentechnik sei, nur in Bayern 
möchte er sie nicht anwenden.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Sie werden sich nicht wundern, dass ich auch 

diese Frage erwartet habe. Ich habe auch die 
Listen mitgebracht. In Bayern werden auf 9,92 
Hektar 0,312 Prozent der gentechnisch 
veränderten Pflanzen in Deutschland angebaut. 
Insofern gibt es in Bayern de facto keine Grüne 
Gentechnik. Dass man dieses Thema in diesen 
Zeiten politisch aufgreift, kann ich verstehen. Wir 
sind aber hier im Deutschen Bundestag und 
haben eine Verpflichtung – – 
(Marianne Schieder [SPD]: Hallo! Das heißt, 

Sie unterstützen die CSU nicht?) 
– Ich unterstütze die CSU sehr wohl im 
Wahlkampf. Aber ich sage Ihnen auch, dass ich 
die Bedürfnisse in Bayern, diese Regelung 
anzustreben, für nicht sehr groß halte.  

Ich glaube, wir dürfen uns auch nicht in die 
Situation begeben, dass wir hier auf 
Bundesebene und auf europäischer Ebene 
Recht setzen. Ich habe vorhin geschildert, wer 
diese Rechtsetzung im Wesentlichen vorge-
nommen hat. Das waren Ihre Fraktion 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Herr Seehofer war das! Das wissen Sie 

doch!) 
und der damalige Koalitionspartner. Wir müssen 
europäisches und deutsches Recht in der Gänze 
anwenden und nicht regional unterschiedlich. 
Das ist meine Position dazu.  

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Jetzt ist aber 
gut mit Zwischenfragen!) 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Die nächste Zwischenfrage könnte gleich die 

Kollegin Behm stellen, wenn Sie das zulassen. 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Ja, bitte, natürlich. Ich habe doch gesagt, 

dass ich Zeit habe. 

Cornelia Behm (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  
Herr Kollege Bleser, ist Ihnen bekannt, dass 

der Molkereikonzern Campina für seine 
Milchprodukte der Marke Landliebe zukünftig 
gänzlich auf Sojafett verzichten wird und die 
Futtergrundlage auf garantiert gentechnikfreies 
europäisches Futter umstellen wird? Würden Sie 
mir zustimmen, dass es für deutsche Landwirte 
ein großer Wettbewerbsvorteil wäre, wenn es in 
Deutschland entsprechende gentechnikfreie 
Regionen geben würde? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die Landwirte 
sind wettbewerbsfähig!) 

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Frau Kollegin Behm, ich habe in meiner Rede 

vorhin gesagt, dass wir diese 
Kennzeichnungsmöglichkeit geschaffen haben. 
Sie wäre noch schärfer abgegrenzt worden, 
wenn es nur nach uns gegangen wäre. Diese 
Möglichkeit haben wir ausdrücklich zu dem 
Zweck geschaffen, dass sich am Markt 
herausstellt, welche Form der Produktion 
Akzeptanz findet und welche nicht. Ich habe 
auch gesagt: Das ist demokratisch. Insofern be-
grüße ich es, wenn Unternehmen diese 
Möglichkeiten nutzen. Wir werden dann 
feststellen, wie die Produkte am Markt 
angenommen werden. Wir werden auch fest-
stellen, wie Analysen die Wahrhaftigkeit solcher 
Kennzeichnungen bestätigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Kollege Bleser, ich hätte jetzt noch eine 

Wortmeldung, nämlich der Kollegin Schieder aus 
der SPD-Fraktion. Sie müssen jetzt entscheiden.  

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ich bitte um Gnade, Herr Bleser!) 
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Ich bin geneigt, sie als letzte Zwischenfragerin 
aufzurufen. 

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Wollen wir die Zwischenfragen danach 

beenden? Diese Zwischenfrage lassen wir noch 
zu. 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Kollegin Schieder, bitte. 

Marianne Schieder (SPD):  
Herr Kollege Bleser, wie Sie wissen, komme 

ich aus Bayern. Ich bin über Ihre Einlassungen 
ein bisschen verwundert; denn in Bayern erzählt 
die CSU seit Monaten, dass sie die Bevölkerung 
vor der Grünen Gentechnik schützen wird, dass 
man keine Grüne Gentechnik haben will und 
dass man die rechtlichen Voraussetzungen dafür 
schaffen will. Sie stellen es jetzt ganz anders dar 
und sagen: Dafür habe ich in Wahlkampfzeiten 
Verständnis. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

– Das hat er gerade gesagt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Darf ich Ihre Einlassungen jetzt so 
interpretieren, dass sich die Bevölkerung in 
Bayern eben nicht darauf verlassen kann, dass 
die Union dafür sorgen wird, dass es ein 
gentechnikfreies Bayern gibt? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Peter Bleser (CDU/CSU):  
Ich habe dazu schon gesprochen. Ich habe 

gesagt, dass die Anbaufläche in Bayern 
verschwindend gering ist und dass sich das 
Problem dort insofern gar nicht stellt. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Ja oder nein?) 

Ich habe auch gesagt – dabei bleibe ich –, 
dass wir die Rechtsetzung auf europäischer und 
auf Bundesebene in allen Regionen zu befolgen 
haben. Der Antrag aus Bayern richtet sich an die 
Europäische Union; dort soll eine andere 
Rechtsetzung vorgenommen werden. Es wird 
sich herausstellen, ob dies möglich ist oder 
nicht. Das muss dann auf einer wissenschaftlich 
basierten Grundlage geschehen. Insofern ist das 
kein Widerspruch. 

(Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Ulrich Kelber [SPD]: Den 
Antrag, den Sie erwähnt haben, gibt es 
gar nicht!) 

Ich möchte die restliche Redezeit nutzen, um 
die Vorteile der Grünen Gentechnik auch den 

Zuhörern draußen noch einmal zu vermitteln. Ich 
habe die Rote und die Weiße Gentechnik 
beschrieben. Es ist natürlich so, dass wir auch 
mit der Grünen Gentechnik, die sich erst im 
Anfangsstadium befindet, gewisse Erwartungen 
verknüpfen. Da ist zunächst einmal die 
Erwartung, dass der Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln damit wesentlich ver-
ringert werden kann. Wir haben Kartoffeln in der 
Zulassung, für die bei der Pilzbekämpfung bis zu 
acht Pflanzenschutzspritzungen in einer 
Vegetationsperiode nicht mehr gebraucht 
werden. Bei uns werden Pflanzen entwickelt, die 
mit wenig Wasser in Stressregionen, was Tro-
ckenheit angeht, wachsen. Bei uns werden auch 
Pflanzen entwickelt und schon angebaut, die 
höhere Erträge bringen.  

Wenn Sie diesen wissenschaftlichen 
Erkenntnissen nicht offen gegenüberstehen, 
dann muss ich Sie wirklich bitten, sich einmal die 
moralische Dimension vor Augen halten zu 
lassen. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Fahren Sie mal nach Indien, 
Herr Bleser! Die Inder erzählen das 
Gegenteil!) 

Wer diese Technologie für die Zukunft 
ausgrenzt, der muss in Kauf nehmen, dass 
Hunger und Not in der Welt in unteren 
Einkommensschichten weniger bekämpft 
werden können als möglich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP 
– Ulrich Kelber [SPD]: Der Weltagrarrat 
hat genau das Gegenteil gesagt!) 

Das muss man hier einfach offen sagen. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das hat Seehofer am 
Montag doch auch gesagt, dass das 
gar nicht hilft!) 

Ich bitte Sie deshalb, wirklich zu überprüfen, 
wie Sie sich da positionieren. Wir wollen hier alle 
Risiken bewerten und bei der Zulassung 
entsprechend berücksichtigen. Aber wir sind 
nicht wie Sie immer nur auf die Risiken 
ausgerichtet; wir wollen auch die Chancen im 
Blickfeld haben. Diese Chancen sind gewaltig. 
Ich möchte Sie herzlich bitten, Ihre politischen 
Festlegungen nicht auf den Tag auszurichten, 
sondern weiter in die Zukunft zu schauen. Denn 
spätestens Ihre Enkel werden Sie fragen, wie 
Sie sich bei diesem Thema positioniert haben. 

Herzlichen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU – Waltraud 
Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Die Enkel 
werden sich bedanken!) 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
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Das Wort hat der Kollege Hans-Michael 
Goldmann für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

Hans-Michael Goldmann (FDP):  
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich frage mich: Was 
habe ich hier eigentlich gerade erlebt? Ein 
Redner hat gesagt, der Minister sei ein Lügner, 
ein anderer hat gesagt, er sei scheinheilig, die 
Große Koalition hat sich zerlegt, und Frau 
Schieder fragte nach der Position des Ministers, 
den sie sonst mitträgt. 
(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Das ist 

Vielfalt der Meinungen!) 
Ich finde, vor dem Hintergrund dessen, worüber 
wir hier eigentlich zu diskutieren haben, ist das 
dramatisch. 

(Peter Bleser [CDU/CSU]: Richtig!) 
Die Grüne Gentechnik steht im Moment nicht 

gerade im Brennpunkt der politischen 
Weichenstellungen im Agrarbereich. Dennoch 
will ich Ihnen ganz kurz sagen, wie wir zu 
diesem Thema stehen. Wir sehen den verant-
wortungsvollen Umgang mit der Grünen 
Gentechnik und die Nutzung der Potenziale in 
diesem Bereich als sinnvoll an.  

Frau Kollegin Schieder, ich war in Bayern, und 
zwar in der Region, aus der Sie kommen. Ich 
habe mir angehört, welche Sorgen die 
Menschen, die dort leben, haben. Dabei ging es 
zum Beispiel um Schäden durch den 
Maiswurzelbohrer. Mir haben Bäuerinnen und 
Bauern gegenübergestanden, die ihre gesamte 
Ernte verloren haben. Sie werden diese Ernte 
auch in den nächsten zwei oder drei Jahren 
nicht einfahren können, weil diese Maßnahmen 
dort dann nicht zulässig sein werden. 
(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Gute 

fachliche Praxis!) 

– Die gute fachliche Praxis wenden sie schon 
an. Mach dir darüber keine Sorgen! 

(Waltraud Wolff [Wolmirstedt] [SPD]: Und 
Fruchtwechsel!) 

– Ja, das musst gerade du als Abgeordnete 
eines Ostlandes sagen. Ihr seid ja die größten 
Fruchtfolgeexperten. 

(Widerspruch bei der SPD – Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Seit wann beschimpfen Sie denn den 
Osten? Das ist ja interessant!) 

Ich muss Ihnen wirklich sagen: Wenn sich die 
Landwirtschaft im Osten und im Westen unseres 
Landes aufstellt, um größere Marktteilhabe zu 
erreichen – das fordern wir immer –, können wir 
davon ausgehen, dass der normale deutsche 

Bauer etwas von guter fachlicher Praxis ver-
steht. 

(Lachen der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Denn das – liebe Frau Künast, da brauchen Sie 
gar nicht zu lachen –  
(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 

Ich lache über etwas ganz anderes!) 
ist die Basis Ihrer Weichenstellungen.  

Die Regelungen bis 2013, die Sie mitgetragen 
haben, basieren auf guter fachlicher Praxis. Wie 
Sie wissen, sind die Cross-Compliance-Auflagen 
und die Bereitstellung der Mittel über 
Direktzahlungen, für die Sie gekämpft haben, 
dafür die Grundlagen. Deswegen ist es völlig 
unangebracht, in dieser Diskussion darüber zu 
philosophieren, wer gute fachliche Praxis 
realisiert und wer nicht. Die Bauern in 
Deutschland praktizieren die gute fachliche 
Praxis. 
(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU) 
Jetzt will ich den Milchbereich ansprechen. Ich 

möchte darauf hinweisen, dass wir mit vielem, 
was Herr Seehofer macht, nicht einverstanden 
sind. Es gab eine Vereinbarung, die besagte, 
dass die Mittel für die Landwirtschaft bis zum 
Jahre 2013 in dem Umfang bereitzustellen sind, 
der Vertragsbasis ist. Jetzt stellen wir fest, dass 
zum Beispiel bei der Modulation massiv 
eingegriffen wird. Hier wird ein Versprechen 
gebrochen. Das ist das genaue Gegenteil von 
Planungssicherheit. Das können wir überhaupt 
nicht akzeptieren. 

Herr Minister Seehofer macht meiner Meinung 
nach einen großen Fehler. Es gibt eine 
Staatssekretärsvereinbarung, aus der ich Ihnen 
gerne etwas vorlesen möchte – es geht um das 
Thema, über das wir diskutieren, nämlich um die 
Mittelbereitstellung –: 

Bei unserem gestrigen Gespräch zur 
Gesundheitsüberprüfung der Gemeinsamen 
Agrarpolitik konnten die zwei noch offenen 
Punkte des Positionspapiers der 
Bundesregierung abschließend geklärt 
werden. Um die Ziele der 
Haushaltskonsolidierung hinreichend zu 
berücksichtigen, müssen die gekürzten 
Mittel vollständig im Mitgliedstaat 
verbleiben, und die zusätzliche Modulation 
darf nicht dazu führen, dass die 
Mitgliedstaaten mehr nationale Ko-
finanzierungsmittel als bisher bereitstellen 
müssen. 

Das heißt im Klartext: Die Bundesregierung 
signalisiert ihre Bereitschaft, im Bereich der 
Modulation im Hinblick auf die Einkommen der 
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Landwirte sehr große Einschnitte vorzunehmen. 
Das kostet jede Menge Bauern im Osten 
Deutschlands ihre Existenz. Das kostet einen 
ordentlichen landwirtschaftlichen Betrieb in Nie-
dersachsen, Schleswig-Holstein, Nordrhein-
Westfalen oder einem anderen Bundesland 
zwischen 4 000 und 5 000 Euro im Jahr. Das ist 
ein massiver Eingriff in die Leistungsfähigkeit 
dieser Betriebe. 

Die zusätzlichen Modulationsmittel müssen 
auch zur Finanzierung von 
Milchbegleitmaßnahmen genutzt werden, sagt 
Herr Seehofer. Damit ist dem Vorhaben, im Be-
reich der Modulation dramatische Einschnitte 
vorzunehmen, Tür und Tor geöffnet.  

Frau Künast, auch Ihre Kolleginnen Frau 
Höfken und vor allen Dingen Frau Höhn werfen 
Herrn Minister Seehofer hier Wortbruch vor. 
Frau Höhn, ich bin total überrascht darüber, 
dass Sie sagen, er blockiere die Reform der 
Agrarhilfe zugunsten des Klimaschutzes. 

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Ja!) 

– Nun einmal langsam. – Das heißt im Klartext, 
dass Sie im Grunde genommen einen Health 
Check, eine Agrarreform in Richtung von mehr 
Klimaschutz wollen. Diesen Klimaschutz können 
Sie nur über Modulationsmittel finanzieren. Also 
lösen Sie Ihren Pakt auf, den Sie damals unter 
der Leitung von Frau Ministerin Künast ge-
schlossen haben. 

(Abg. Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Das wiederum bedeutet einen Eingriff in die 
erste Säule; denn das steht im Moment zur 
Diskussion. Es steht nicht zur Diskussion, ob die 
Gewichtung zwischen der ersten und der 
zweiten Säule irgendwann einmal verändert 
worden ist. 

Lassen Sie mich noch etwas zur Milch sagen. 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Kollege Goldmann, das wird nicht mehr 

funktionieren. Ich kann auch die Zwischenfrage 
von Frau Künast nicht mehr zulassen, die sie 
inzwischen angemeldet hat, da Sie Ihre Redezeit 
zu dem Zeitpunkt bereits überschritten hatten. 
Ich bitte Sie also, zum Schluss zu kommen. 

Hans-Michael Goldmann (FDP):  
Ich hatte fünf Minuten Redezeit, allerdings 

wurden hier nur vier Minuten angezeigt. 
(Ulrich Kelber [SPD]: Keine Verhandlungen 

mit der Präsidentin!) 

– Ich verhandle nie mit der Präsidentin, aber 
wenn man fünf Minuten Redezeit hat, dann 
sollten hier auch fünf Minuten und nicht vier 
Minuten stehen. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 
– Das ist ja das Problem: Wir haben in dieser 
kurzen Zeit relativ viel Vernünftiges zu sagen. – 
Wird die Zwischenfrage jetzt noch gestellt? 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Kommen Sie bitte zu Ihrem letzten Satz. Sie 

haben Ihre Redezeit mittlerweile deutlich 
überschritten. 

Hans-Michael Goldmann (FDP):  
Ich komme zum Schluss. – Ich hätte die Frage 

von Frau Künast, die sie stellen wollte, gerne 
noch beantwortet. 

Ich glaube, dass wir im Bereich der Milch auf 
dem einzig richtigen Weg sind: rein in den Markt 
mit so vielen Bauern wie irgend möglich. Von mir 
aus wird auch ein Begleitprogramm erstellt. 
Dieses dürfen wir aber nicht mit 
Modulationsmitteln finanzieren, sondern dafür 
müssen wir die eingesparten Mittel verwenden, 
die auf europäischer Ebene im Moment nicht für 
die Agrarwirtschaft zur Verfügung gestellt 
werden. Das ist der richtige Weg. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Zu einer Kurzintervention hat die Kollegin 

Wolff das Wort. 

Waltraud Wolff (Wolmirstedt) (SPD):  
Sehr geehrter Herr Kollege Goldmann, Sie 

haben vorhin die ostdeutsche Landwirtschaft 
und insbesondere auch mich angesprochen. Ich 
möchte hier ganz deutlich machen, dass der 
Maiswurzelbohrer, den Sie hier angesprochen 
haben, nicht vorrangig in Ostdeutschland, son-
dern im Süden der Republik, nämlich in Bayern 
und in Baden-Württemberg, zu finden ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich finde, wenn Sie hier die ostdeutsche 
Landwirtschaft diffamieren, dann ist das wirklich 
eine Kurzintervention wert. 

(Beifall bei der SPD und der LINKEN 
sowie bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Damit haben Sie die Gelegenheit, der Kollegin 

Wolff zu antworten. 

Hans-Michael Goldmann (FDP):  
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Liebe Kollegin Wolff, ich bin sehr überrascht 
darüber, dass du mich so bewusst 
missverstehen willst. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Ich habe einen Zusammenhang zur guten 
fachlichen Praxis hergestellt. Es wurde hier zum 
Ausdruck gebracht, dass großflächige Strukturen 
besonders angreifbar sind, wenn sie nicht im 
Rahmen guter fachlicher Praxis realisiert 
werden. Deswegen habe ich gesagt, dass ich 
der Auffassung bin, dass gerade für intensiv 
arbeitende Betriebe mit großen Strukturen 
Gentechnik eine Problemlösung sein kann. 

Dass der Maiswurzelbohrer, wie du ja weißt, 
nicht im Osten vertreten ist, der Maiszünsler, bei 
dem es im Grunde genommen genau die gleiche 
Problematik gibt, aber sehr wohl, wird dir 
sicherlich bekannt sein. 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Für die SPD-Fraktion hat nun die Kollegin 

Elvira Drobinski-Weiß das Wort. 
(Beifall bei der SPD) 

Elvira Drobinski-Weiß (SPD):  
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Ich denke, wir alle 
sind uns darin einig, dass die 
Rahmenbedingungen für den Milchmarkt, um 
den es heute auch noch geht, verbessert werden 
müssen. Dennoch lehnen wir die populistischen 
Forderungen ab; denn sie sind für die 
Weiterentwicklung des Milchsektors nur wenig 
hilfreich. Aus diesem Grunde lehnen wir auch 
den Antrag der Grünen ab. Welche konkreten 
Maßnahmen hier im Einzelnen ergriffen werden 
müssen, werden wir in den nächsten Wochen in 
der Koalition sicherlich diskutieren.  

Von der Milch ist der Weg zur Gentechnik 
nicht weit. Eines der größten 
milchverarbeitenden Unternehmen in 
Deutschland, nämlich die Campina GmbH, hat 
heute im Vorfeld der Internationalen Fachmesse 
für Molkereiprodukte für seine wichtigste Marke 
„Landliebe“ den Einstieg in die „Ohne 
Gentechnik“-Kennzeichnung angekündigt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir begrüßen einen neuen großen Anbieter in 
diesem Segment. Im Rahmen der 
Fachkonferenz der SPD-Fraktion kündigte letzte 
Woche auch die mittelständische Su-
permarktkette tegut an, neben dem bereits 
bestehenden Angebot an Molkereiprodukten 
auch beim Schweinefleisch in die „Ohne 
Gentechnik“-Kennzeichnung einzusteigen. 
Mehrere Anbieter haben auf unserer Konferenz 
zur Kennzeichnungsregelung gezeigt, dass 
diese Kennzeichnung machbar ist. Das 

Interesse der Marktteilnehmer ist groß. Einige 
sind bereits auf dem Markt; bei anderen steht 
der Einstieg unmittelbar bevor. Das ist, wie ich 
finde, ein Vorteil für die Verbraucherinnen und 
Verbraucher, die durch die so entstehende 
Transparenz endlich auswählen können, Herr 
Kollege.  

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Herr Minister Seehofer ist leider nicht da. Herr 
Staatssekretär, bitte übermitteln Sie ihm unseren 
Dank, dass wir mit der „Ohne Gentechnik“-
Kennzeichnung ein wirklich gutes Vorhaben auf 
den Weg bringen können.  
(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 

CDU/CSU) 
Umso empörender und unverständlicher ist 

der Eierkurs, den die CSU in Sachen 
gentechnikfreie Regionen eingeschlagen hat. 
Die Überschrift „In Bayern bin ich gegen 
Gentechnik“ aus der Süddeutschen Zeitung ist 
bereits zitiert worden. In Bayern sind Sie also 
dagegen und in Berlin dafür? Bislang sind etwa 
15 000 Mails bei Herrn Seehofer und Herrn 
Dr. Ramsauer eingegangen. Sie wurden von 
Bürgerinnen und Bürgern geschrieben, die 
genau wissen, dass es nicht reicht, in Bayern 
mehr Rechte für gentechnikfreie Regionen zu 
fordern, sondern dass man sich hier in Berlin 
und später auch in Brüssel dafür einsetzen 
muss, dass solche Forderungen ernst gemeint 
sind.  

(Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 

90/DIE GRÜNEN) 
Wir stehen bereit, um gemeinsam mit Ihnen 

den Worten Taten folgen zu lassen. Die 
Forderungen der CSU nach Verbindlichkeit für 
die gentechnikfreien Regionen und nach der 
Möglichkeit, dass Länder und Regionen künftig 
selbst über den gewerblichen Anbau von gen-
technisch veränderten Pflanzen oder die 
Forschung entscheiden können, begrüßen wir 
ausdrücklich. Wir haben sie bereits im Juni in 
unseren Antragsentwurf „Für eine nachhaltige 
Weiterentwicklung des europäischen Gen-
technikrechts“ aufgenommen.  

Unser Antragsentwurf enthält Forderungen, 
mit denen die CSU Landtagswahlkampf betreibt. 
Ich nenne beispielsweise die Überarbeitung des 
EU-Zulassungsverfahrens für gentechnisch 
veränderte Pflanzen. Wir wollen mehr 
Transparenz und Demokratie bei diesen 
Entscheidungen und eine stärkere 
Berücksichtigung auch von kritischen 
Stellungnahmen. Wir fordern ein Anbauverbot 
für nicht koexistenzfähige Pflanzen wie Raps. 
Wir fordern die Kennzeichnung von GVO-halti-
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gem Saatgut ab der Nachweisgrenze von 
0,1 Prozent.  

(Beifall bei der SPD und der LINKEN 
sowie bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Diese Forderungen waren auch schon von 
Herrn Dr. Ramsauer, Herrn Minister Seehofer 
und anderen CSU-Politikern zu hören. Was hielt 
Sie also bisher davon ab, mit uns über unseren 
Entwurf zu diskutieren?  

Wenn wir den Antrag der Grünen nachher in 
die Ausschüsse überweisen, dann habe ich 
dabei Bauchschmerzen. Ich hoffe auf ernsthafte 
Beratungen und auf die Redlichkeit der CSU. Ich 
fordere Sie auf, gemeinsam mit uns für die 
Einbringung und Umsetzung dieser Forderungen 
zu sorgen. Denn wenn sich Ihr Einsatz für die 
gentechnikfreien Regionen als 
Wahlkampfgetöse entpuppt, dann fällt das nicht 
nur Ihnen von der CSU auf die Füße, sondern 
die Menschen im Land verlieren ihr Vertrauen in 
die Politik. Das schadet uns allen.  

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten der LINKEN und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Für die Fraktion Die Linke hat nun die Kollegin 

Eva Bulling-Schröter das Wort. 
(Beifall bei der LINKEN) 

Eva Bulling-Schröter (DIE LINKE):  
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Warum soll nicht jede Region, jedes 
Bundesland und jeder Mitgliedstaat selbst 
darüber entscheiden dürfen, ob Agrogentechnik 
genutzt wird oder nicht? Das würde ich 
begrüßen.  

(Beifall bei der LINKEN – Hans-Michael 
Goldmann [FDP]: Unmöglich ist das! 
Das ist doch Enteignung!) 

Dass solche Entscheidungen gegenwärtig von 
der EU untersagt werden, finde ich fatal.  

Unabhängig davon lehne ich die Grüne 
Gentechnik grundsätzlich ab. Die Risiken sind 
nicht beherrschbar, und wir brauchen diese 
Technologie auch nicht. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir sind auch dafür, MON 810 zu verbieten. Das 
läge nämlich in der Kompetenz der 
Bundesregierung. Aber Herr Bleser hat bereits 
gesagt, dass die Bundesregierung, zumindest 
CDU und CSU, dies nicht tun wird. 

Noch einmal zurück: Am letzten Dienstag 
musste ein bayerischer Imker seine gesamte 
Honigernte in der Müllverbrennungsanlage in 
Augsburg vernichten; das Glas haben wir bereits 
gesehen. Sie war trotz aller Vor-
sichtsmaßnahmen mit Pollen von MON 810 des 
Vorjahres belastet. Die Imker meinen, schon bei 
2 Prozent Genanbaufläche in Bayern sei dort 
praktisch keine Honigernte mehr möglich. Daher 
frage ich Sie, meine Damen und Herren von der 
CSU: Was sagen Sie denn den Menschen nun 
im Wahlkampf? Die wollen doch Antworten 
hören!  

(Beifall bei der LINKEN) 

Vielleicht nehmen Sie zur Kenntnis, dass nach 
einer aktuellen Emnid-Umfrage 80 Prozent der 
Bayerinnen und Bayern MON 810 verbieten 
lassen wollen. Sie sind doch eine Volkspartei. 
Dann machen Sie das doch endlich!  

(Beifall bei der LINKEN) 

Es sieht aber so aus, als ob die CSU in 
Bayern Opposition gegen sich selber in Berlin 
machte. Das stellt man in vielen Fragen fest. 
Während sich die CSU-Landtagsfraktion dafür 
einsetzt, gentechnikfreie Zonen zu schützen, hat 
Herr Seehofer seinerzeit fast als erste Amts-
handlung für die bundesweite Zulassung von 
MON-810-Genmais gesorgt. In der 
Süddeutschen Zeitung hat er wiederum in der 
letzten Woche erklärt: „In Bayern bin ich gegen 
Gentechnik.“ Vielleicht hat der Bischof von 
Eichstätt jetzt doch gewirkt. Wir wünschen uns 
das jedenfalls sehr. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Zu Hause den Gentechnikkritiker und den 
Bewahrer der Schöpfung spielen, im Bundestag 
aber dafür sorgen, dass das Teufelszeug auf die 
Felder und dann auf den Teller kommt, das ist 
scheinheilig. So nennt man das jedenfalls in 
Bayern. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Herr Bleser, der weltweite Hunger wird nicht 
durch die Gentechnik beseitigt oder zumindest 
gelindert. Das sagen nicht wir, sondern der 
Weltagrarrat, Misereor und „Brot für die Welt“. 
Zumindest diese müssten Sie kennen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Aber vielleicht stehen bei Ihnen die großen 
Konzerne vor der Tür – Bayer, BASF, Monsanto 
– und flüstern Ihnen ab und zu etwas ein.  

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das ist ja 
lächerlich!) 

Das könnte ja sein.  
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(Peter Bleser [CDU/CSU]: Sie müssen Ihr 
Feindbild einmal ändern! Es ist überholt!) 

Jetzt zur Milchwirtschaft. Beim Milchstreik in 
diesem Sommer wurde von den Bauern zum 
ersten Mal in der Geschichte Milch in bislang 
unbekannten Größenordnungen weggeschüttet. 
Das heißt, die Bauern sind verzweifelt. Das 
muss man ganz ernst nehmen. Es heißt immer, 
man bekomme keine drei Bauern unter einen 
Hut. Doch offensichtlich hat man es angesichts 
dieser Verhältnisse doch geschafft. Es ist 
tatsächlich so, wie es mir Milchbauern aus 
meiner Region gesagt haben. Sie halten es für 
eine Unverschämtheit, wie man mit Menschen 
umgeht, die 365 Tage zweimal am Tag ihre 
Tiere melken. Damit haben sie recht.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Für diese Menschen ist es absolut 
unverständlich, dass jetzt die Milchquoten 
wieder erhöht werden sollen, wodurch der Preis 
möglicherweise noch weiter in den Keller fällt.  

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Gleichzeitig fordert der Deutsche 
Raiffeisenverband als Vertretung der 
genossenschaftlichen Molkereien, die alte 
Exportsubvention für Molkereiprodukte wieder 
einzuführen, um für Marktentlastung zu sorgen. 
Beides sind völlig falsche Politikansätze.  

(Beifall bei der LINKEN) 

Wir unterstützen die Abkehr von der totalen 
Liberalisierung der Milchwirtschaft, welche de 
facto durch die Abschaffung der Milchquote 
stattfindet. Die Milchwirtschaft wird damit an 
vielen Standorten in Deutschland, in Ost und in 
West, nicht mehr im Kampf um die niedrigsten 
Erzeugerpreise mithalten können.  

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Kollegin Bulling-Schröter, achten Sie bitte auf 

die Zeit. 

Eva Bulling-Schröter (DIE LINKE):  
Letzter Satz. – Wir unterstützen Ihre Anträge, 

meine Damen und Herren von den Grünen. Wir 
halten sie für eine gute Diskussionsgrundlage. 
Ich wünsche, dass über diese Themen breit 
diskutiert wird. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 
90/DIE GRÜNEN – Hans-Michael 
Goldmann [FDP]: Dann müssen Sie in 
den Ausschuss kommen! Dann können 
Sie mitreden!) 

Vizepräsidentin Petra Pau:  
Das Wort hat der Kollege Ulrich Kelber für die 

SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

Ulrich Kelber (SPD):  
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen 

und Herren! Was passiert eigentlich, wenn man 
die CSU mit Karl May vergleicht? Als Erstes 
fallen einem Gemeinsamkeiten auf. Genauso 
wie Karl May schafft es die CSU, mit blumigen 
Worten über Dinge zu schreiben, bei denen sie 
nie dabei war. Genauso wie Karl May schafft es 
die CSU, sich mit Pathos mit Taten zu brüsten, 
die sie nie begangen hat.  
(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 

90/ DIE GRÜNEN) 
Es gibt aber einen wichtigen Unterschied: Karl 
May wäre nie auf die Idee gekommen, andere 
Menschen mit juristischem Kleinkram daran zu 
hindern, das zu tun, mit dem er sich gebrüstet 
hat und was er nie gemacht hat.  

(Beifall bei der SPD sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 

90/DIE GRÜNEN) 

Ich bin jetzt acht Jahre Mitglied des 
Deutschen Bundestages, aber ein solches 
politisches Bubenstück wie das Verhalten der 
CSU in der Gentechnik habe ich in diesen acht 
Jahren nicht erlebt. 

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Oh je!) 

Ich hätte nicht gedacht, dass ich in diesem 
Deutschen Bundestag eine solche Menge an 
Lügen und Verdrehungen kennenlernen müsste. 
Ich war das bisher von Sekten und 
extremistischen Parteien gewöhnt, von sonst 
niemandem.  

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Lebhafter Widerspruch bei der 
CDU/CSU – Hans-Michael Goldmann 
[FDP]: Was machen Sie da eigentlich?) 

Man muss die Fakten klarstellen: Die 
Zulassung für den Genmais wurde von einem 
CSU-Minister angeordnet. Dieser CSU-Minister 
hätte den Anbau von MON 810 in diesem Jahr 
auch stoppen können, und dann hätten wir die 
Probleme in Bayern und in anderen Teilen der 
Republik nicht gehabt.  
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 
In den gesamten Verhandlungen der Jahre 2006 
und 2007 über das Gentechnikrecht in 
Deutschland haben sich CDU und CSU 
geweigert, die Forderung nach verbindlich 
gentechnikfreien Regionen zu erfüllen. Im 
Juni 2008 gab es einen Antrag der CSU im 
Bayerischen Landtag, dass sich Bayern im 
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Bundesrat für die Einrichtung verbindlich 
gentechnikfreier Regionen einsetzen solle. Das 
wurde durch die CSU abgelehnt. Seit Juni liegt 
CDU und CSU der Entwurf eines Antrags der 
SPD-Bundestagsfraktion vor, dass sich der 
Deutsche Bundestag für verbindlich 
gentechnikfreie Regionen aussprechen soll. Das 
wurde mit Verweis auf den Koalitionsvertrag 
verweigert. Dadurch darf die SPD diesen Antrag 
nicht in den Deutschen Bundestag einbringen. 
Diese Parteien können nicht behaupten, sie 
seien für verbindlich gentechnikfreie Regionen, 
wenn sie jeden konkreten Beschluss dazu 
hintertreiben und mit juristischen Mitteln 
verhindern.  
(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Wir müssen einen Nerv bei der CSU erwischt 

haben. Herr Staatssekretär, Sie sitzen nicht auf 
der Regierungsbank, sondern in den Reihen der 
Abgeordneten und vertreten wahrscheinlich 
Herrn Ramsauer, den Chef der CSU-
Landesgruppe, der heute nicht da ist. In dessen 
Wahlkreis ist heute eine Anzeige erschienen, in 
der suggeriert wird, die SPD sei für die Grüne 
Gentechnik, die CSU aber handele. Ein Antrag 
der SPD, Langzeitversuche mit Genfutter 
durchzuführen, wird so interpretiert, als sei die 
SPD dafür, die Tiere in Deutschland mit gen-
technisch verändertem Futter zu versorgen. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Dies ist die Forderung der Gentechnikgegner, 
die endlich wissen wollen, was mit den Tieren 
passiert, wenn sie nicht nur sechs Wochen, 
sondern zwei Jahre lang damit gefüttert werden. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 
90/ DIE GRÜNEN sowie bei 
Abgeordneten der LINKEN) 

Dann gab es – das ist eine der dreistesten 
Geschichten, die ich erlebt habe – im März 2008 
eine Anzeige der CSU mit der Behauptung, die 
SPD-Bundestagsfraktion stimme für die Einfuhr 
von Genmais. Im März 2008 gab es einen 
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 
MON 810 in Deutschland nicht mehr anbauen zu 
dürfen. In der gesamten Debatte haben sich die 
Redner der SPD für diesen Antrag 
ausgesprochen, aber unser Koalitionspartner 
CSU hat die Karte des Koalitionsvertrags gezo-
gen und gesagt: Wenn wir nicht zustimmen, dürft 
auch ihr einem Antrag der Grünen nicht 
zustimmen. – Wir mussten mit Nein stimmen, 
um vertragstreu zu sein. Das in einer CSU-
Anzeige zu finden, ist dreist bis zum Abwinken. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 
90/ DIE GRÜNEN sowie bei 
Abgeordneten der LINKEN) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Herr Kollege Kelber, gestatten Sie 

Zwischenfragen der Kollegin Happach-Kasan 
und der Kollegin Klöckner? 

Ulrich Kelber (SPD):  
Gerne, selbstverständlich. 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Bitte schön, Frau Happach-Kasan. 

(Klaus Uwe Benneter [SPD]: Stopft ihnen 
die Genmäuler!) 

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP):  
Herr Kollege Kelber, ich habe drei Fragen an 

Sie. Geht das, Frau Präsidentin? – Nur eine, 
dann verbinde ich sie. 

Ulrich Kelber (SPD):  
Machen Sie eine längere Frage daraus. 

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP):  
Ja, ich mache eine längere daraus. – Mich 

würde interessieren, ob Sie eigentlich wissen, in 
welchem Umfang die Schweinehaltung, die 
Rinderhaltung und die Hühnerhaltung in der 
deutschen Landwirtschaft von der Verfütterung 
von gentechnisch veränderten Pflanzen, bei-
spielsweise aus Importen, abhängen. Können 
Sie dem zustimmen, was ein Leserbriefschreiber 
in der Süddeutschen Zeitung geschrieben hat, 
nämlich dass ursprünglich in Bayern der Anbau 
von gentechnisch verändertem Mais auf 
116 Hektar angekündigt war, hinterher aber nur 
9,9 Hektar tatsächlich angebaut worden sind? 
Wissen Sie, dass dieser Leserbriefschreiber, der 
Ihnen übrigens nahesteht,  

(Zuruf von der SPD: Woher wissen Sie 
das?) 

die Beobachtung gemacht hat, dass es 
Diffamierungen der Landwirte gegeben hat, die 
gentechnisch veränderten Mais anbauen 
wollten? Sie haben intensiv für gentechnikfreie 
Zonen geworben und wollen, dass die Regionen 
über deren Einrichtung entscheiden. Was in der 
EU zugelassen wird, möchte man in der 
Kommune verbieten können. Wie sieht es denn 
eigentlich aus: Wollen Sie den Kommunen auch 
das Recht geben, über Kraftfahrzeuge zu 
entscheiden, darüber, ob in einer Kommune in 
Schleswig-Holstein zum Beispiel BMW gefahren 
werden darf?  

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Frau Kollegin Happach-Kasan!  

Dr. Christel Happach-Kasan (FDP):  
Ich bin damit am Schluss meiner 

Zwischenfrage. 
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Ulrich Kelber (SPD):  
Zum zweiten Teil – ich lasse den Teil, der 

natürlich eine Meinungsäußerung von Ihnen war, 
beiseite –: Wie Sie wissen, können Kommunen 
darüber entscheiden, ob eine Umweltzone 
eingerichtet wird oder ob ein Kraftwerk gebaut 
wird. Nur da, wo Ihnen die Mehrheitsmeinung 
der deutschen Bevölkerung nicht passt – 
Umfragen besagen: 80 Prozent wollen keine 
Gentechnik in Lebensmitteln und auf dem Acker 
–,  

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

wollen Sie die Verantwortung nach Brüssel 
schieben, damit nicht vor Ort entschieden 
werden kann. Das sehen wir anders. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Sie 
sind fehlinformiert! Geht es auch 
umgekehrt, dass die Kommune 
beschließt?) 

Sie haben unsere Forderung nach verbindlich 
gentechnikfreien Regionen angesprochen. Wir 
wollen zudem kennzeichnen und keinen anderen 
Weg gehen. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Wir 
wollen wissen: Wie viel gentechnisch 
veränderte Futtermittel?) 

Die SPD-Fraktion hat noch in der letzten Woche 
eine Fachanhörung durchgeführt, in der auch 
Vertreter des Raiffeisenverbands – auf den 
haben Sie sich indirekt bezogen – waren. Da 
wurde noch einmal gesagt: Wer in Deutschland 
gentechnikfreies Futter beziehen will, bekommt 
es im Rahmen von langfristigen Verträgen auf 
dem Weltmarkt zu den gleichen Preisen wie 
gentechnikhaltiges Futter.  

(Dr. Christel Happach-Kasan [FDP]: Die 
Frage ist nicht beantwortet! – Peter 
Bleser [CDU/CSU]: Das stimmt nicht! 
Nicht zu gleichen Preisen!) 

Es ist nicht schön, dass auf bestimmten 
Webseiten nicht darauf verwiesen wird, dass 
zum Beispiel Indien sich entschieden hat, seine 
boomende Sojaindustrie vollständig 
gentechnikfrei aufzubauen, und nur auf die 
Märkte in Europa wartet, um beliefern zu 
können. 
(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Ich meine den Raiffeisenverband Kehl. Lesen 
Sie das auf der Webseite nach! Wenn Sie dort 
anrufen, wird Ihnen das bestätigt werden, Frau 
Happach-Kasan. 

(Abg. Dr. Christel Happach-Kasan [FDP] 
meldet sich zu einer weiteren 

Zwischenfrage) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Frau Happach-Kasan, auch die Frau Kollegin 

Klöckner würde gern eine Zwischenfrage stellen, 
und dann würde ich den Kollegen Kelber gern 
zum Schluss kommen lassen. 

Julia Klöckner (CDU/CSU):  
Sehr geehrter Herr Kelber, mich irritiert die 

Saubermanngeschichte, die Sie gerade 
betreiben, ein bisschen. Ich erinnere mich an 
unsere Debatte um die Kennzeichnung „Ohne 
Gentechnik“. Uns als Union war es wichtig, für 
Wahrheit und Klarheit zu sorgen und den 
Verbraucherinnen und Verbrauchern auf den 
Etiketten von Produkten mitzuteilen, ob sie 
gentechnisch veränderte Bestandteile enthalten. 
(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 

Widerspruch bei der SPD) 
Deshalb ist uns wichtig, dass bei einer 
Kennzeichnung „Ohne Gentechnik“ auch keine 
Gentechnik im Prozess verwendet worden ist.  

Aufgrund der SPD-Intervention ist ein Eintrag 
von 0,9 Prozent während des Prozesses oder 
sind auch gentechnisch veränderte Futtermittel, 
Enzyme etc. zulässig. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Hört! Hört! 
Herr Kelber!) 

Deshalb irritiert mich das etwas. 

Meine Frage lautet: Ist Ihnen das klar? Wie 
machen Sie den Verbraucherinnen und 
Verbrauchern klar, dass man es bei einer 
Kennzeichnung „Ohne Gentechnik“ durchaus mit 
einer gentechnischen Veränderung zu tun haben 
kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Hans-Michael Goldmann 
[FDP]: Ja, Herr Kelber! Aber jetzt nicht 
so laut!) 

Ulrich Kelber (SPD):  
Ich hatte nicht mehr zu hoffen gewagt, dass 

diese Zwischenfrage kommt.  
(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es gibt immer Grund zur 
Hoffnung!) 

Es ist eine relativ langwierige Debatte. Man kann 
sie abkürzen, indem man schaut, wer hinter 
welchem Vorschlag steht. 

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ich stehe 
hinter meinem Vorschlag! – Peter 
Bleser [CDU/ CSU]: Das ist keine 
Antwort!) 

Hinter Ihrem Vorschlag stehen der 
Bundesverband des Deutschen 
Lebensmittelhandels, die großen Monopolisten, 



16 Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode – 179. Sitzung, Berlin, Mittwoch, den 24. September 2008 

(A) 

(B) 

(C) 

(D) 

die großen Chemieriesen, die die Gentechnik 
loswerden wollen.  

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Beantworten 
Sie die Frage!) 

Hinter dem Vorschlag der Kennzeichnung „Ohne 
Gentechnik“ stehen der Verbraucherzentrale 
Bundesverband, 

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das ist aber 
schlecht!) 

Greenpeace, BUND, NABU, die kleinen Betriebe 
der ökologischen Lebensmittelwirtschaft 

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Das ist keine 
Logik!) 

und alle die, denen die Verbraucherinteressen 

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Was ist die 
Logik? – Dr. Martina Krogmann 
[CDU/CSU]: Peinlich!) 

und nicht die eigenen wirtschaftlichen Interessen 
am Herzen liegen. An den Freunden könnt ihr 
sie erkennen! 
(Beifall bei der SPD, der LINKEN und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Das ist der beste Hinweis darauf, dass das, 

was Sie gefordert haben, nicht Klarheit und 
Wahrheit war, sondern der Wunsch, es der 
Gentechniklobby zu ermöglichen, weiterhin in 
allen Lebensmitteln sozusagen unterzukommen 
und dabei nicht erkannt zu werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – 
Julia Klöckner [CDU/CSU]: Null 
Argument! Peinlich! – Hans-Michael 
Goldmann [FDP]: Aber eine 
Arbeitnehmerpartei sind Sie schon 
noch?) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Herr Kollege Kelber, ich muss Sie fragen, ob 

Sie noch eine Zwischenfrage, nämlich des 
Kollegen Straubinger, zulassen. 

Ulrich Kelber (SPD):  
Ja, natürlich.  

Max Straubinger (CDU/CSU):  
Herr Kollege Kelber, da Sie sich gerade als 

der Oberkämpfer gegen die Gentechnik geriert 
haben und den Eindruck erwecken wollten, die 
SPD sei schon immer gegen die Gentechnik 
gewesen, frage ich: Würden Sie mir bestätigen, 
dass gerade unter der rot-grünen Bundes-
regierung die Gentechnik in Europa hoffähig 
gemacht worden ist,  

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Genau!) 

nämlich aufgrund der Beschlüsse der damaligen 
rot-grünen Bundesregierung mit der damaligen 
Ministerin Renate Künast,  

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Was wollten Sie damals 
eigentlich immer?) 

dass zudem in Bayern nur auf 8 Hektar Genmais 
ausgesät worden ist, während in dem von 
Ministerpräsident Platzeck, SPD, regierten 
Brandenburg auf mehreren Tausend Hektar 
Genmais zur Aussaat gebracht worden ist? Wie 
lässt sich das mit den Grundsätzen vereinbaren, 
die Sie hier darlegen? 

Ulrich Kelber (SPD):  
Zunächst zur zweiten Frage: Das 

Bundesrecht, das wir im Deutschen Bundestag 
dahin gehend ändern wollen, dass Regionen 
sich verbindlich als gentechnisch frei erklären 
können, wird in Bayern wie in Brandenburg 
gelten. Ich sage Ihnen voraus, dass dann auch 
in Brandenburg zahlreiche Kommunen 
verhindern werden, dass auf ihrem Gebiet 
Gentechnik auf die Äcker kommt. 
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 
Zu Ihrer ersten Frage, Herr Straubinger: Ich 

glaube, Sie waren zu Beginn der Debatte noch 
nicht im Saal. Ansonsten hätten Sie nämlich 
gehört, was die Kollegin Künast erklärt hat. Ich 
kann Ihnen den Zeitplan bestätigen: Die 
Zulassung von MON 810, dem einzigen in 
Deutschland in größerem Maßstab verwendeten 
Genmais, hat noch vor der Bundestagswahl 
1998 in der EU stattgefunden. Zuständig war 
damals der Gesundheitsminister der Regierung 
Kohl/Westerwelle, der Horst Seehofer hieß. Über 
die Zulassung in Deutschland wurde kurz nach 
dem November 2005 entschieden. Diesmal war 
der Landwirtschaftsminister zuständig, der 
wiederum Horst Seehofer, CSU, hieß. Sie sollten 
den eigenen Anzeigen nicht glauben. Sie 
müssen ins europäische Gesetzblatt schauen. 
Dort finden Sie die Wahrheit. 
(Heiterkeit und Beifall bei der SPD und dem 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Das ist ein ganz wichtiges Signal. Man muss 

der CSU nicht glauben, wenn sie seit drei 
Monaten plötzlich gegen Gentechnik ist. Dies 
wird nach dem nächsten Sonntag alles vergeben 
und vergessen sein; dann werden sich wieder 
andere in der Partei durchsetzen, die diesen 
Kurs nie mitgetragen haben. Das Schöne aber 
ist, dass die Menschen das merken. Wenn sich 
die Menschen in Bayern und in Deutschland, die 
uns heute zugehört haben, fragen, ob die 
Redner von den Grünen, von der Linkspartei, 
von der FDP, von der CDU/CSU oder von der 
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SPD recht hatten, dann sollten sie auf die 
Webseiten vom BUND, von Greenpeace, vom 
Imkerbund, von der Aktion Zivilcourage, von 
Campact und all denen, die für die 
Verbraucherseite gegen Gentechnik kämpfen, 
gehen. Sie alle beginnen mit der gleichen 
Schlagzeile: Glaubt dem Täuschungsmanöver 
der CSU nicht, sie meint es an dieser Stelle nicht 
ehrlich.  

Vielen Dank.  
(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 
90/ DIE GRÜNEN – Kristina Köhler 
[Wiesbaden] [CDU/CSU]: Aber die 
SPD!?) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Das Wort zu einer Kurzintervention gebe ich 

dem Kollegen Müller. 

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich stelle gleich einen 
Zitierantrag! Da sitzt keiner vom 
Ministerium auf der Regierungsbank!) 

Dr. Gerd Müller (CDU/CSU):  
Lieber Kollege Kelber, die Debatte könnte 

man in weiten Zügen fast als oktoberfestreif 
bezeichnen, wenn es nicht so traurig wäre. 
Deshalb nenne ich als CSU-Politiker zur 
Klarstellung einige Fakten.  

Die Grüne Gentechnik wird auf 120 Millionen 
Hektar in 25 Staaten der Welt angebaut. In 
Deutschland haben wir ungefähr 1 000 Hektar. 
In Bayern sind es 10 Hektar – das sind fünf 
Fußballfelder –,  
(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Viel zu 

viele!) 
davon der wesentliche Teil für den 
Forschungsanbau. Deshalb kam Minister 
Seehofer zu der Aussage, dass in Bayern die 
Grüne Gentechnik keine Rolle spiele.  

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Sie können ja gar nicht für 
den Minister reden! Schiebung!) 

Das zweite Faktum: Die Freisetzungsrichtlinie 
zum Anbau von MON 810 hat Frau Renate 
Künast mit den Grünen umgesetzt. Dass diese 
Tür aufgestoßen wurde, ist die Basis für die 
Zulassung gewesen.  

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der FDP) 

Gefehlt hat die Festlegung klarer Grundsätze 
der fachlichen Praxis. Hier haben wir vonseiten 
der CDU/ CSU und dieser Koalitionsregierung 
gehandelt und klare, strenge Regeln für die 
Freisetzung, unter anderem 
Abstandsregelungen,  

(Bärbel Höhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Miniabstände!) 

festgelegt. Auch dies war vorher nicht der Fall. 
Darüber hinaus haben wir die Kennzeichnung 
„Ohne Gentechnik“ eingeführt, was ebenfalls ein 
ganz entscheidender Punkt war. 

Warum haben wir das gemacht? Die Grüne 
Gentechnik wird sich durchsetzen oder auch 
nicht. Aber das entscheiden die Verbraucher und 
die Bauern. Dem Verbraucher, der zur Grünen 
Gentechnik Nein sagt, weil er sie nicht will, 
geben wir durch die Kennzeichnung die Mög-
lichkeit, sich so zu entscheiden. Wenn der Bauer 
erklärt, er baue das nicht an, dann ist es in 
Ordnung. Wir machen keine Politik gegen 
Bauern, gegen Verbraucher, gegen die 
Bürgerinnen und Bürger. Das ist unsere Linie.  

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei 
Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Herr Kollege Kelber, bitte. 

Ulrich Kelber (SPD):  
Die Kurzintervention bestand ja aus drei 

Teilen. Ich gehe auf den dritten Teil zuerst ein; 
denn das, was Sie, Herr Müller – aha, Sie sind 
wieder auf die Regierungsbank gewechselt –, im 
dritten Teil gesagt haben, war richtig. Sie haben 
sich da auf die Dinge bezogen, die wir 
gemeinsam gemacht haben: gute fachliche 
Praxis und Kennzeichnungspflicht. Ich freue 
mich, dass diese Forderungen, die damals von 
der SPD in die Koalitionsverhandlungen 
eingebracht wurden – das ist nachlesbar –, 
heute gemeinsames Gedankengut der beiden 
Koalitionspartner sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweiter Punkt. Bezüglich des Themas 
Freisetzungsrichtlinie haben Sie heute den 
Versuch unternommen, dieses in neuer Art und 
Weise darzustellen. Da muss man ja aufpassen. 
Sie sagten – komisch, dass ich jetzt für die 
Opposition sprechen muss –,  

(Renate Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Gerne!) 

Künast habe die Freisetzungsrichtlinie 
umgesetzt. Genauso war es zwar, aber die 
Freisetzungsrichtlinie wurde unter der Regierung 
Kohl/Westerwelle beschlossen, mit Seehofer als 
zuständigem Minister 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Was soll 
das denn mit „Westerwelle“?) 

Sie war danach bindend. Das europäische Recht 
musste danach verpflichtend in nationales Recht 
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umgesetzt werden. Dass dieser Punkt zu 
bindendem europäischem Recht wurde, dafür 
hat Ihr Minister Seehofer, der in einer 
Dreiviertelstunde auf der Ministerkonferenz sein 
muss, gesorgt.  

(Beifall bei Abgeordneten des 
BÜNDNIS-SES 90/DIE GRÜNEN – 
Volker Beck [Köln] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Hört! Hört!)  

Letzter Punkt. Die Gentechniklobbyisten 
sprechen immer gerne davon, auf soundso 
vielen Millionen Hektar in soundso vielen 
Staaten würden ihre Produkte angebaut. Das 
hört sich groß und bedeutend an. Wenn man 
genauer hinschaut, stellt man fest, dass sich 95 
Prozent der Anbaufläche in drei Staaten 
befinden, nämlich in den USA, wo die Konzerne 
ihren Sitz haben, sowie in Argentinien und 
Brasilien, wo dies mit Macht durchgedrückt 
wurde. Der ganze restliche Anbau ist unbedeu-
tend. Immer mehr Staaten versuchen sogar, aus 
dieser Technologie auszusteigen.  

Sie sind auf dem falschen Dampfer. Steigen 
Sie rechtzeitig aus! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Zu einer weiteren Kurzintervention gebe ich 

das Wort der Kollegin Renate Künast. 

Renate Künast (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):  
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen!  
(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Ganz ruhig! 

Wir atmen tief durch!) 
– Auch Sie bekommen noch einen Chauvi-Preis. 
– Ich halte es, ehrlich gesagt, in dieser Debatte 
für eine Art Missachtung des Parlaments, wenn 
diejenigen, um deren Politik es heute geht, nicht 
auf der Rednerliste auftauchen – phasenweise 
saß ja sogar niemand auf der Regierungsbank – 
und es nicht wagen, in der Debatte Ross und 
Reiter zu nennen und ihre inhaltliche Position 
darzulegen, aber am Ende im Rahmen einer 
Kurzintervention versuchen, noch einmal ein 
bisschen Klarstellung zu betreiben.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Die Leute werden wissen, was das heißt.  

Ich meine, dass diese Debatte gezeigt hat, 
dass die CSU und die CDU die Bürger, die 
Verbraucher und die Bauern alleine lassen.  

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN – Widerspruch bei 
Abgeordneten der CDU/ CSU) 

Lassen Sie mich auch sagen: Der Beschluss 
der CSU, den sie in Bayern gefasst hat, ist das 
Papier nicht wert, auf dem er gedruckt worden 
ist. Warum ist das so? Hier wird zwar so getan, 
als wolle man auf europäischer Ebene aktiv 
werden und für gentechnikfreie Zonen eintreten, 
tatsächlich bietet er aber nicht einmal eine 
rechtliche Grundlage dafür, um demnächst im 
Agrarrat in Brüssel in dieser Richtung tätig zu 
werden und auf diese Weise die Europäische 
Kommission, die ja das Initiativrecht hat, zur 
Abfassung einer entsprechenden Vorlage zu 
zwingen. Sie wollen das irgendwo im Europa der 
Regionen zur Sprache bringen. Wenn Sie das 
aber wirklich wollen, dann müssen Sie dafür 
sorgen, dass das da zur Sprache kommt, wo 
wirklich Entscheidungskompetenz ist. Das wären 
der Agrarrat und die Europäische Kommission. 

Ein Weiteres sage ich Ihnen: Sie haben 
jederzeit die Möglichkeit, MON 810 die 
Zulassung zu entziehen. Das haben Sie, Herr 
Kelber, hier klar gesagt. Verstecken Sie sich 
also nicht hinter irgendwelchen Dingen! Bringen 
Sie notfalls alleine einen Antrag dazu ein! Wir 
würden dem zustimmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Herr Kollege Kelber möchte nicht antworten. 
Herr Kollege Kelber, ich habe jetzt den 

Auszug des Protokolls vor mir liegen. Sie haben 
gesagt: 

Ich hätte nicht gedacht, dass ich in diesem 
Deutschen Bundestag eine solche Menge 
an Lügen und Verdrehungen kennenlernen 
müsste. Ich war das bisher von Sekten und 
extremistischen Parteien gewöhnt, von 
sonst niemandem. 
(Zurufe von der CDU/CSU: Pfui! – 

Ungeheuerlichkeit!) 
Sie haben das eindeutig in Richtung CDU/CSU 
gesagt. Das ist wenig parlamentarisch. Es tut mir 
leid; das muss ich rügen. Ich bitte doch, zu 
überdenken, ob Sie sich nicht entschuldigen 
wollen. 

(Beifall bei Abgeordneten der 
CDU/CSU – Dr. Martina Krogmann 
[CDU/CSU]: Wollen Sie sich 
entschuldigen, Herr Kelber? – Renate 
Künast [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Die haben doch gelogen, Frau 
Präsidentin!) 

Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zum Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/ Die Grünen auf Drucksache 
16/10202. 
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Ich erteile zunächst dem Kollegen Volker 
Beck für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
das Wort zur Geschäftsordnung. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):  

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! 
Die antragstellende Fraktion beantragt, den 
Antrag der Koalition auf Überweisung 
zurückzuweisen und die Frage heute in der 
Sache zu entscheiden. 

Worum geht es im Antrag? Es geht um zwei 
leicht zu beantwortende Fragen. Erstens geht es 
darum, ob sich diese unsere Bundesregierung, 
die im Wesentlichen abwesend ist, in Brüssel – 
vielleicht ist sie gerade in Brüssel – dafür 
einsetzt, 
(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Zählen kann 

er auch nicht!) 
dass die Einrichtung gentechnikfreier Zonen von 
den Gebietskörperschaften unseres Landes 
beschlossen werden kann. Es geht also darum, 
ob sie die Entscheidungshoheit darüber haben, 
ob bei ihnen gentechnisch veränderte Pflanzen 
angebaut werden oder eben nicht. 

Zweitens geht es um ein Moratorium für 
weitere anzubauende gentechnisch veränderte 
Pflanzen. 

Das ist exakt das, was die CSU in Bayern 
gerade landauf, landab in jedem Wahlkreis 
erklärt. Schauen Sie sich einmal an, Herr 
Koschyk, was Ihr Landesgruppenchef Ramsauer 
gesagt hat: 

Nach sorgfältiger Prüfung und Abwägung 
kommen wir zu dem Ergebnis, dass es für 
einen Einsatz der Grünen Gentechnik in 
unserem Landkreis mit der kleinteiligen 
Agrarstruktur und den empfindlichen und 
wertvollen Naturräumen zu viele offene 
Fragen und kaum abschätzbare Risiken 
gibt. 

Deswegen ist er dagegen, dass gentechnisch 
veränderte Pflanzen angebaut werden.  

Recht hat er. Mit der Zustimmung zu unserem 
Antrag kann das jetzt Wirklichkeit werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Allerdings ist es ein Bubenstück, dass Herr 
Seehofer einerseits erklärt, in Bayern wolle er 
keine Gentechnik. Andererseits sei er für 
Gentechnik in Brandenburg, wo sich die Bürger 
dagegen wehren. 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Zur 
Geschäftsordnung!) 

Das ist natürlich nicht der Sinn einer solchen 
Regelung. Vielmehr sollen die Bürgerinnen und 

Bürger eines jeden Landkreises selber 
entscheiden, was dort gelten soll. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der LINKEN – 
Dr. Martina Krogmann [CDU/CSU]: Zur 
Geschäftsordnungsdebatte!) 

Meine Damen und Herren, Sie versuchen 
heute mit diesem Überweisungsantrag – ich 
kann nicht verstehen, warum auch die SPD ihn 
gestellt hat –, der CSU den Offenbarungseid in 
der Frage der Gentechnik zu ersparen. 

(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Frau 
Präsidentin, er muss wirklich zur 
Geschäftsordnung sprechen!) 

Diese parlamentarische Woche ist – – 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Herr Kollege Beck, Sie müssen, bitte schön, 

zur Geschäftsordnung sprechen. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):  

Ja, ich begründe gerade, warum – – 
(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 

FDP) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Nein, Sie begründen nicht. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):  

Ich begründe gerade, warum – – 
(Widerspruch bei der CDU/CSU und der 

FDP) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Nein, Herr Kollege Beck, Sie begründen nicht. 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):  

Ich begründe gerade, Frau Präsidentin, 
warum es nicht in Ordnung ist, zu überweisen. 
(Hartmut Koschyk [CDU/CSU]: Das ist ja ein 

Bubenstück, was Sie hier machen!) 
Ich spreche nicht zur Sache, sondern dazu, – 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Oh, Herr Kollege Beck! 

Volker Beck (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN):  

– Frau Präsidentin, dass es nicht okay ist, 
(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wissen doch, 

dass die Präsidentin recht hat!) 
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die Entscheidung in dieser Sitzungswoche zu 
vertagen und den Antrag zu überweisen. Ich 
plädiere dafür, jetzt über ihn zu entscheiden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der LINKEN – Julia 
Klöckner [CDU/ CSU]: Dann lassen Sie 
uns jetzt entscheiden!) 

Ich möchte etwas zur Intention derjenigen 
sagen, die nicht begründet haben, warum sie 
den Antrag überweisen wollen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Das ist zulässig, und ich bitte, Frau Präsidentin, 
hier auch die unangenehmen Wahrheiten 
aussprechen zu dürfen, ohne gegen eine solche 
Lärmwand anschreien zu müssen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in dieser 
Sitzungswoche versuchen Sie mit allen Tricks, 
Entscheidungen zu vermeiden. Sie haben uns 
heute sogar im Ältestenrat verboten, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Oh!) 

eine Tagesordnung für die nächste 
Sitzungswoche zu beschließen, weil Sie 
womöglich nicht eingestehen wollen, dass die 
CSU in der nächsten Sitzungswoche – ähnlich 
wie bei der Gentechnikfrage – bei der Debatte 
über die Erbschaftsteuerreform die Hosen 
runterlassen muss. Dies sollen die Wählerinnen 
und Wähler noch nicht erfahren. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren von der SPD, 
haben Sie den Mut, diese Frage jetzt zu 
entscheiden. Dann wird klar, wo die CSU steht. 
Ich glaube, wir haben hier im Hohen Haus eine 
Mehrheit dafür, dafür zu sorgen, dass in 
unserem Land keine gentechnisch veränderten 
Pflanzen in der Landwirtschaft mehr angebaut 
werden. Verhelfen Sie der CSU-Politik zu einer 
Chance, wenn sie ernst gemeint sein soll. 

(Julia Klöckner [CDU/CSU]: Ihnen hört doch 
niemand mehr zu!) 

Ansonsten sollen die Wählerinnen und Wähler 
erfahren, dass all das, was Sie den Bayerinnen 
und Bayern verkaufen, Wahlkampfgetöse,  

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Ja!) 

aber keine inhaltlich ernst gemeinte Politik war. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN) 

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner:  
Wird das Wort zur Erwiderung gewünscht? – 

Das ist nicht der Fall.  
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wünscht 

Abstimmung in der Sache. Die Fraktionen der 
CDU/CSU und der SPD wünschen 
Überweisung, und zwar federführend an den 
Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz und mitberatend an den 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. Die Abstimmung über den 
Antrag auf Ausschussüberweisung geht nach 
ständiger Übung vor. Ich frage deshalb: Wer 
stimmt für die beantragte Überweisung? – Wer 
stimmt dagegen? – Enthaltungen? – Dann ist die 
Überweisung so beschlossen. 

(Hans-Michael Goldmann [FDP]: Wie 
hat denn Herr Kelber abgestimmt? – 
Gegenruf des Abg. Ulrich Kelber [SPD]: 
Haben Sie das nicht gesehen? – 
Dr. Martina Krogmann [CDU/CSU]: Das 
war wirklich ganz schwach, Herr 
Kelber!) 

Damit stimmen wir heute über den Antrag auf 
Drucksache 16/10202 nicht ab. 

(…) 

 


